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Ich beantworte die oben bezeidinete Kleine Anfrage wie folgt: 

Die in der Kleinen Anfrage behandelten Ausführungen des Ministerial- 
direktors im Bundesfinanzministerium, Prof. Dr. Ocftcring, sind 
dem Aufsatz „Steuerreform und Finanzbedarf”, veröffentlicht im 
Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung Nr. 1 
vom 5. Januar 1954, entnommen und lauten im Zusammenhang 
wie folgt: 




Ein nennenswerter Spielraum für eine Steuerreform läßt sich 
auf diese Weise nicht gewinnen, und zwar insbesondere deswegen 
nicht, weil einmalige Vcräußcrungserlösc keine ausreichende 
Deckung laufender Ausgaben (bezw. keinen ausreichenden Ersatz 
für ausfallende laufende Einnahmen) darstcllen können. Über- 
dies schreibt das Haushaltsrecht eine Verwendung solcher Erlöse 
im Vermögenssektor zwingend vor. Veräußerung von Bundes- 
vermögen darf daher nicht zur Verringerung des Vermögens 
führen, sondern nur zu einer Umschichtung. 

» 


Aus diesen Ausführungen ergibt sich die Betonung des Grundsatzes, 
daß die Verwaltung von öffentlichen Vermögen, insbesondere von 
Bundesvermögen, nicht zu einer Schmälerung des Gesamtvermögens 
(Aktiv- und Passivvermögen) führen darf. Dieser Grundsatz liegt 
dem für die Vermögensverwaltung des Bundes maßgebenden Haus- 
haltsrccht allgemein zugrunde, ohne daß er einer formellen Fest- 
legung bedarf (sogenannter Grundsatz der salva rerum substantia). 


Druck: Budidrudker«! i^ter Meier, Buisdorf/Siegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad xodesberg. Hhelnallee 20 
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Bei ihm handelt cs sich um eines der tragenden Prinzipien des 
Haushaltsrechts (siehe Viaion: Haushaltsrecht S. 156 Ziff. 7; vgl. 
auch Heft 15 Band 3 „Der Bundeshaushalt”, herausgegeben vom 
Institut Finanzen und Steuern in Bonn, insbesondere Seite 60, wo 
der Grundsatz als riditig bezeichnet wird, daß einmalige Veräuße- 
rungserlöse nicht zur Deckung laufender Ausgaben verwendet werden 
können). In einigen jüngeren haushaltsrechtlichen Gesetzen findet 
sich überdies dieser Grundsatz bereits ausdrücklicli formuliert. Das 
trifft z. B. zu für das Gesetz über die Verwaltung des ERP- Sonder- 
vermögens vom 31. August 1953 (BGBl. I S. 1312). § 5 Abs. 1 
dieses Gesetzes bestimmt, daß das Sondervermögen in seinem 
Bestand erhalten bleiben soll. Ein ähnlidier gesetzgeberischer Aus- 
druck des allgemeinen Grundsatzes der Substanzerhaltung des 
öffentlichen Vermögens findet sich in § 18 der 2. Durchfülirungs- 
Verordnung zum Gesetz über die Haushaltsführung, Rechnungs- 
legung und Rechnungsprüfung der Länder und über die 4. Änderung 
der Rcichshaushaltsordnung (2. DVHL. vom 30. Juni 1937 RGBl. II 
S. 195) und in Abschn. 4 der 1. Anweisung zum Vollzug des 
Rcichshaushaltsrcchts in den Ländern vom 5. Mai 1939 (RHBBl. S. 135). 
Dort ist für die Haushaltswirtschaft der Länder zwecks Erhaltung 
des Landesvermögens die Errichtung eines Grundstockes angeordner, 
der zum Au ff an gen von vorübergehend ln Geld bestehendem 
Vermögen dient. Die Erlöse aus der Veräußerung finanzwirtschaft- 
lich wichtiger Arten von Vermögenswerten müssen danach im 
Grundstock solange nachgewiesen werden, bis sic wieder in Sachwerte 
umgesetzt werden. Ähnliche Einrichtungen bestehen für die Gemeinden. 
Allen Vorsdiriften dieser Art liegt der allgemeine Gedanke der 
Substanzerhaltung als tragender Grundsatz der öffentlichen Ver- 
mögensverwaltung zugrunde. Der Gesetzgeber mißt offcnsichtlidi 
dem Grundsatz der Vermögcnscrhaltung eine so große Bedeutung 
zu, daß er besondere Verfahrensvorschriften und Genehmigungen 
für den Ausnahmefall einer Veräußerung von Vermögen vorsdireibt. 
Es ist z. B. in § 47 RHO je nach der Lage des einzelnen Falles die 
besondere vorherige Zustimmung des Bundesministers der Finanzen 
oder sogar des Bundestages und des ßundesrates vorgesehen 
(§ 47 Abs. 2 bis 6). 

Das Bestehen dieses allgemeinen Grundsatzes der Substanzerhaltung 
schließt selbstverständlich die haushaltsrcchtlichc Möglichkeit nicht 
aus, Ausnahmen durch den Haushaltsplan, d. h. durch Haushaltsgcsetz 
zuzulassen. Bei der Zulassung von Ausnahmen wird es der beson- 
deren Prüfung bedürfen, in welchem Umfange, mit welchen Metho- 
den und zu welchen Gegenwerten die Veräußerung vorgenommen 
werden soll, um Mißbräuche oder eine Verschleuderung öffentlichen 
Vermögens zu vermeiden. Grundsätzlich kann nach § 47 Abs. 1 
Satz 1 RHO dabei nur ein Veräußerungspreis in Betracht kommen, 
der dem vollen Werte entspricht. 

Bei dieser Sachlage beantworte ich die einzelnen gestellten Fragen 
wie folgt: 

Zu Frage 1: 

Die Beantwortung dieser Frage ergibt sich aus den obigen Ausfüh- 
rungen; 



Zu Frage 2: 

die Ausführungen von Herrn Prof. Dr. Oeftering werden gebilligt; 
Zu Frage 3 : 

die gelegentliche Verwendung des Erlöses aus einer etwaigen Ver- 
äußerung von Bundesbeteiligungen zur Schuldentilgung braucht im 
Einzelfall dem oben dargelegten Grundsatz der Substanzerhaltung 
nicht zu widersprechen, weil sie eine Umschichtung im öffentlichen 
Vermögen bedeuten kann. Ob die Veräußerung von ßundesbeteili- 
gungen auch zu dem Zweck erfolgen kann, „zweckbestimmte ein- 
malige Ausgaben” zu decken, hängt von dem jeweiligen Charakter 
der betreffenden zweckbestimmten einmaligen Ausgabe ab und 
kann nur von Eall zu Fall beantwortet werden. Grundsätzlich gilt, 
daß alle Bundeseinnahmen alle Ausgaben zu decken haben (keine 
Zweckbindung von Einnahmen). 


Schaffer 



